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IW-Konjunkturprognose. Kriege, Krisen, Konjunkturflauten: Die politischen 
und wirtschaftlichen Bedingungen sowohl inner- als auch außerhalb der Bun-
desrepublik sorgen dafür, dass die deutsche Wirtschaft in diesem Jahr nur um 
knapp 1 ½ Prozent wächst. Auch 2015 wird das reale Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) nur um gut 1 ½ Prozent zulegen. 

war schon mal besser. Und auch in 
Deutschland selbst fehlt es an klaren 
und investitionsfreundlichen wirt­
schaftspolitischen Weichenstellun­

gen: Es mangelt an umfangreichen 
öffentlichen Investitionen – etwa im 
Straßenbau –, und auch die neuen 
Arbeitsmarktgesetze der Großen 
Koalition – Stichwort Mindestlohn 
– belasten den Wirtschaftsstandort.  

All diese Unsicherheiten führen 
dazu, dass Investitionen in Deutsch­
land derzeit eher Mangelware sind. 
Dass die deutsche Wirtschaft den­
noch moderat wächst, ist zu einem 
guten Teil der Konsumfreude der 
Bürger zu verdanken: Bei extrem 
niedrigen Zinsen und relativ sicheren 
Jobs geben die Deutschen ihr Geld 
lieber aus, als es auf die Seite zu le­
gen (Grafik).

Die wichtigsten Indikatoren der 
IW-Konjunkturprognose im Detail:

•	 Der deutsche Außenhandel dürfte 
sich angesichts der nur langsam an­
ziehenden Weltwirtschaft und der 
ebenfalls nur zögerlichen Erholung 
in Europa moderat entwickeln (Ta­
belle Seite 2):

Die realen Exporte von Waren und 
Dienstleistungen werden im Jahr 
2014 um 3 ½ Prozent zulegen, 2015 
ist ein Plus von 5 Prozent drin.

Hochschule. An den 
privaten Hochschulen 
waren zuletzt mehr als 
35.000 Studenten ein-
geschrieben – sechsmal 
mehr als im Jahr 2000.
Seite 3

Aufbau Ost. In Ostdeutsch-
land leben in etwa so viele 
Menschen wie in Nordrhein-
Westfalen, wirtschaftlich 
unterscheiden sich die beiden 
Regionen allerdings.
Seite 4-5

Preisentwicklung. 
Seit Monaten fallen 
die Verbraucherpreise 
in Europa, doch noch 
ist keine Deflation zu 
befürchten.	
Seite 6

Bulgarien. Am 5. Oktober 
wählen die Bulgaren ein 
neues Parlament. Obwohl 
die Wirtschaft seit vielen 
Jahren wächst, ist Bulgarien 
das ärmste Land der EU.	
Seite 7

Kultur. In Weimar 
gibt es das beste 
kulturelle Angebot 
Deutschlands –  
finden zumindest 
die Führungskräfte.	
Seite 8

Die Ukraine-Krise, Kriege im Na­
hen und Mittleren Osten, Uneinig­
keit und Abspaltungstendenzen in 
Europa – das wirtschaftliche Umfeld 
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Wie viel die Deutschen zur Seite legen
So viele Milliarden Euro haben die privaten Haushalte in Deutschland gespart
in Prozent des verfügbaren Einkommens (Sparquote)
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tionen nicht ganz so starke Impulse 
zu erwarten.

•	 Der Arbeitsmarkt zeigt sich nach 
wie vor in guter Verfassung. Im Jahr 
2013 gab es in Deutschland annä-
hernd 42,3 Millionen Erwerbstätige, 
das waren fast 3 Millionen mehr als 
im Jahr 2005. 

Im Jahr 2014 wird es mehr als 
300.000 neue Beschäftigte geben, das 
entspricht einer Zunahme von ¾ Pro­
zent. Dieser Trend wird sich 2015 mit 
weiteren 270.000 zusätzlichen Er­
werbstätigen fortsetzen.

Arbeitslose mit Vermittlungs-
hemmnissen werden von dieser Be-
schäftigungsentwicklung allerdings 
kaum profitieren. Zwar dürfte die 
Arbeitslosenquote 2015 geringfügig 
sinken – von aktuell 6 ¾ Prozent auf 
6 ½ Prozent –, gleichwohl werden im 
Jahresdurchschnitt fast 2,9 Millio-
nen Menschen keine Arbeitsstelle 
finden.

•	 Der private Konsum bleibt die zen-
trale Stütze der deutschen Wirt-
schaft. Die gute Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt, eine niedrige 
Inflationsrate sowie die niedrige 
Sparquote treiben die Konsumaus-
gaben in Deutschland nach oben. 
Sowohl 2014 als auch 2015 werden 
die realen Konsumausgaben der pri-
vaten Haushalte um jeweils 1 Pro-
zent zulegen. Die Verbraucher wer-
den damit in beiden Jahren einen 
Anteil von rund ½ Prozentpunkt 
zum BIP-Wachstum beitragen.

tigen Finanzierungsbedingungen 
halten sich die Unternehmen mit 
Investitionsplänen eher zurück, 
Grund sind die seit Jahresbeginn 
eingetrübten Geschäftserwartungen.

Die Ausrüstungsinvestitionen wer­
den dieses Jahr – bedingt durch den 
hohen Überhang aus 2013 – noch um 
gut 3 ¾ Prozent zulegen, im nächsten 
Jahr wird die Steigerung mit knapp 3 
Prozent moderater ausfallen. 

Auftrieb gibt es bei den Bau­
investitionen. Im vergangenen Jahr 
gaben sie real noch leicht nach (- 0,1 
Prozent), 2014 werden sie um 3 ¾ 
Prozent zulegen, im nächsten Jahr 
immerhin noch um 2 ¾ Prozent. 
Treiber sind vor allem der Woh-
nungs- und der öffentliche Bau. Vom 
Gewerbebau sind aufgrund der sto-
ckenden unternehmerischen Investi-

Die Kauflust der Bundesbürger 
sowie steigende Lohnstückkosten, 
die wiederum für steigende Importe 
von Vorleistungsgütern aus dem 
Ausland sorgen, führen zu einer hö-
heren Einfuhrdynamik. Die realen 
Importe werden 2014 um 4 ½ Pro-
zent und 2015 um 5 ¾ Prozent stei-
gen. In diesem Jahr wird der Außen-
beitrag das BIP-Wachstum leicht 
bremsen, im kommenden Jahr heben 
sich die Beiträge aus Ex- und Impor-
ten gegenseitig auf.

•	 Nachdem sich die Ausrüstungsin­
vestitionen in Deutschland zwischen 
dem ersten Quartal 2013 und dem 
ersten Quartal 2014 erholt hatten, 
stocken sie seitdem. Eine anhaltende 
Schwäche ist vor allem bei der An-
schaffung neuer Maschinen und Ge-
räte zu beobachten. Trotz der güns
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Konjunktur: Die deutsche Wirtschaft im 
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Stand: September 2014; Arbeitslosenquote: registrierte Arbeitslose in Prozent der Erwerbspersonen; 
Produktivität: reales Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde; Finanzierungssaldo: in Prozent 
des nominalen Bruttoinlandsprodukts
Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

IW-Prognose für 2014 und 2015
Deutschland, Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Entstehung des realen Bruttoinlandsprodukts
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Die Privilegien der Privaten

Hochschule. Private Hochschulen er-
freuen sich in Deutschland wachsender 
Beliebtheit: Innerhalb von nur einem 
Jahr hat sich die Zahl der Studienan-
fänger um 10 Prozent erhöht, während 
sie an den staatlichen Hochschulen um 
fast 6 Prozent zurückgegangen ist. 
Punkten können die privaten Instituti-
onen vor allem mit ihrer hohen Ausbil-
dungsquote.

Der Run auf die Hochschulen ist 
wahrlich kein neues Thema, weitge­
hend unbekannt dürfte aber die An­
ziehungskraft sein, die die privaten 
Hochschulen auf die Studienanfän­
ger seit einiger Zeit ausüben: Zwar 
zählten die staatlichen Unis im Stu­
dienjahr 2012 gut 450.000 Erstsemes­
ter, die privaten jedoch erst 35.000. 
Beim Zuwachs in den Jahren 2000 
bis 2012 dagegen kommen die staat­
lichen nur auf knapp 50 Prozent, 
während sich die Zahl der Erstsemes­
ter an den privaten FHs und Unis 
mehr als versechsfacht hat. Zudem 
stockten die staatlichen Hochschu­
len die Zahl ihrer Professoren und 
Dozenten im gleichen Zeitraum le­
diglich um gut ein Drittel auf rund 
202.000 auf, die privaten Hochschu­
len legten dagegen um gut 700 Pro­
zent auf fast 6.200 zu.

Trotz dieser Dynamik fällt die 
Betreuungsrelation an den privaten 
Fachhochschulen ungünstiger aus 
als an den staatlichen. Dass bei die­
sem Vergleich die Universitäten aus­
geklammert werden, liegt daran,  
dass der Personalbestand an den 
Unis aufgrund der intensiven For­
schung deutlich höher ist als an den 
Fachhochschulen und die FHs mit 
85 Prozent ohnehin das Gros der 

Privathochschulstudenten  aufneh­
men. Das Verhältnis von Lehrenden 
zu Lernenden (Grafik):

An den staatlichen Fachhochschu-
len wurden im Jahr 2012 im Schnitt 
knapp 25 Studenten von einem Do-
zenten betreut, an den privaten Fach-
hochschulen mussten sich knapp 39 
Studenten eine Lehrkraft teilen.

Besonders groß ist der Betreu­
ungsunterschied in der Mathematik 
und den Naturwissenschaften. Le­
diglich in den Gesundheitswissen­
schaften schneiden die privaten 
Fachhochschulen günstiger ab als 
die staatlichen.

Gleichwohl hat die dünnere Per­
sonaldecke keinen negativen Einfluss 
auf die Ausbildungsleistung der pri­
vaten Institute, im Gegenteil: Auf 
jeden wissenschaftlichen oder künst­
lerischen Hochschulmitarbeiter 
kommen jährlich 4,5 Absolventen, 
an den staatlichen Fachhochschulen 
sind es nur 3,4. In Mathematik, den 
Naturwissenschaften und der Infor­
matik können die privaten FHs so­

gar eine doppelt so hohe Ausbil­
dungsquote vorweisen wie ihre staat­
lichen Pendants.

Woran genau das liegt, ist bislang 
unerforscht. Ein Grund könnte der 
engere Kontakt zwischen Studenten 
und Lehrpersonal sein. Der Wissen­
schaftsrat vermutet, dass die pri­
vaten Hochschulen insgesamt – also 
FHs und Unis – aufgrund ihrer ge­
ringeren Größe den Vorteil haben, 
einen besseren Austausch zu ermög­
lichen als die staatlichen „Massen­
hochschulen“.

Auch die Serviceorientierung ge­
genüber den Studenten dürfte an den 
nicht staatlichen Hochschulen höher 
sein als an den staatlichen, da die 
Privathochschüler mit zuletzt 554 
Millionen Euro Gebühren immerhin 
36 Prozent der Gesamtausgaben ih­
rer Lehranstalten finanzierten. Zum 
Vergleich: An den staatlichen Hoch­
schulen tragen die Studenten nur 
etwa 1,3 Prozent zum Gesamthaus­
halt der Unis und FHs bei – 2012 
waren das rund 569 Millionen Euro.
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Insgesamt: inklusive Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften, die nur an öffentlichen Fachhochschulen
angeboten werden, und dem Studiengang Sport, der nur an privaten Fachhochschulen angeboten wird
Quelle: Statistisches Bundesamt

Staatliche versus private Fachhochschulen
So viele Studenten bzw. Erstabsolventen gab es im Studienjahr 2012 pro wissenschaftlichen
Hochschulmitarbeiter an Fachhochschulen in privater bzw. staatlicher Trägerschaft

Studenten Absolventen
privat privat staatlich staatlich

Mathematik,
Naturwissenschaften
Gesundheits-
wissenschaften
Sprach- und Kultur-
wissenschaften

Ingenieurwissenschaften 44,9

46,6

47,0

57,7

36,2

24,0

26,7

19,3

49,9

29,1

25,7

19,4

4,4

2,3

3,9

6,7

4,7

5,0

3,3

Insgesamt 38,5 24,8 4,5 3,4

2,7

5,7

3,1

4,0

3,6

Rechts-, Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften
Kunst, Kunst-
wissenschaften



iw-dienst | Nr. 40 | 2. Oktober 2014 | Seite 4 

25 Jahre nach dem Mauerfall stellen westdeutsche Poli-
tiker die besondere Förderung des Ostens infrage. Dort 
gäbe es zwar durchaus noch Strukturprobleme, das gelte 
aber für das Ruhrgebiet oder die Nordseeküste ebenfalls, 
heißt es. Deshalb müsse die Verteilung von Fördermitteln 
künftig ohne Blick auf die Himmelsrichtung erfolgen. 
Insofern bietet es sich 25 Jahre nach dem Ende der DDR 
an, den Osten einmal mit dem bevölkerungsreichsten 
westdeutschen Bundesland NRW zu vergleichen.

Ostdeutschland bildet mit Berlin einen Wirtschaftsraum 
von 15,9 Millionen Einwohnern, in Nordrhein-Westfalen 
leben nur wenig mehr Menschen, nämlich 17,5 Millionen. 
Während an Rhein und Ruhr heute sogar wieder etwas 
mehr Bürger wohnen als vor einem Viertel Jahrhundert, 
ist die Bevölkerung im Osten geschrumpft – wohingegen 
die Infrastruktur ausgebaut wurde.

Allerdings wandern heute nicht mehr jährlich 40.000 
bis 50.000 Menschen von Ost nach West wie kurz nach 
der Wende – die Wanderungsströme sind mittlerweile 
ziemlich ausgeglichen. Das leichte Wanderungsplus des 
Ostens geht vor allem auf das Konto Berlins, das junge 
Leute wie ein Magnet anzieht.

Dass NRW als Ganzes trotz anderslautender Meldungen 
aus dem Ruhrgebiet nach wie vor kein Armenhaus ist, 
macht ein Vergleich der Wirtschaftsleistung je Einwohner 
deutlich. Demnach erreichen die ostdeutschen Länder 
nur drei Viertel der Wirtschaftskraft von Nordrhein-West-
falen. Allerdings wächst der Westen seit Jahren wesent-
lich langsamer als der Osten.

Mit 134 Milliarden Euro ist NRW etwas stärker ver
schuldet als alle sechs Ostländer zusammen, wobei  
allein Berlin für die Hälfte der Schulden verantwortlich 
zeichnet.

Auch auf den zweiten Blick sieht es so aus, als ob der 
Osten solider wirtschaftet als der Westen. Denn während 
die Neuländer für 2013 einen Haushaltsüberschuss von 
zusammen 3,5 Milliarden Euro ausweisen, steht Nord
rhein-Westfalen mit 2,2 Milliarden Euro in der Kreide.  
Allerdings erhalten die sechs Ostländer jährlich 16 Mil-
liarden Euro aus dem Länderfinanzausgleich und den 
Ergänzungszuweisungen des Bundes.
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Quelle: Statistisches Bundesamt

Wanderungen 
von Ostdeutschland
nach NRW

von NRW nach
Ostdeutschland
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Abbau West – Aufbau Ost?
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18.071

Stand jeweils 30. Juni 
2012, 2013: nach Korrektur aufgrund der Volkszählung 2011
Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder

Bevölkerung
Einwohner in 1.000
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Haushaltssaldo und Schuldenstand: ohne Gemeinden; Steuereinnahmen der Länder und 
Gemeinden vor Länderfinanzausgleich, Konsolidierungshilfe und Bundesergänzungs-
zuweisung, nach Gewerbesteuerumlage 
Quellen: Statistisches Bundesamt, 
Bundesministerium der Finanzen

Finanzen Nordrhein-
Westfalen

Ost-
deutschland

-2.244 3.524

133.931 127.422

7.508 7.823

3.658 3.236

65.249 52.710

101.433 92.936

5.686 5.706

4,3 6,6

Haushaltssaldo 2013
in Millionen Euro
Schuldenstand Ende 2013 
in Millionen Euro
Schuldenstand Ende 2013 
in Euro je Einwohner 
Steuereinnahmen 2012 
in Millionen Euro
Steuereinnahmen 2012 
in Euro je Einwohner 
Landes- und Gemeinde-
ausgaben 2013 
in Millionen Euro
Landes- und Gemeinde-
ausgaben 2013 
in Euro je Einwohner
Investitionsanteil 2013 
in Prozent der Ausgaben 
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Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder

Wirtschaftsleistung
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro 
zu laufenden Preisen

20131991 92 93 94 95 96 97 98 99 2000 01 02 03 04 05 06 07 08 09 2010 11 12

33.621

25.129

30.891

23.099

Nordrhein-Westfalen
Ostdeutschland

25.303
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9.531
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Statistik Nord, 
Bundesagentur für Arbeit

Wirtschaftsstruktur
im Jahr 2013

Bruttoinlands-
produkt (BIP) 
in Milliarden Euro

BIP
je Einwohner in Euro 

Arbeitslosenquote
in Prozent

Durchschnittliches
BIP-Wachstum

2008 bis 2013 pro Jahr

Erwerbstätige
in 1.000 

Brutto-
wertschöpfung

je Erwerbstätigen in Euro 

Nordrhein-Westfalen Ostdeutschland

599,8 409,3 33.621 25.129
0,15

0,4

8,3
10,3

60.209 48.3138.929 7.594

Abbau West – Aufbau Ost?



Im Kern gesund

Preisentwicklung. Mit ihrer jüngsten 
Leitzinssenkung will die Europäische 
Zentralbank vor allem dem Schreckge-
spenst Deflation begegnen. Zwar gibt 
es tatsächlich beachtliche Preissen-
kungen – doch von einem allgemeinen 
Preisverfall ist Europa weit entfernt.

Anfang September hat die Euro­
päische Zentralbank (EZB) den 
Leitzins von 0,15 auf 0,05 Prozent 
gesenkt – es war das fünfte Rekord­
tief  innerhalb von nur zwei Jahren. 
Dahinter steckt die Sorge um Defla­
tion: Weil die Verbraucherpreise seit 
Monaten fallen, könnten Bürger und 
Unternehmen weiter fallende Preise 
erwarten und ihren Konsum auf­
schieben. Das – so die Theorie – 
kann eine Abwärtsspirale in Gang 
setzen und die Konjunktur langfris­
tig bremsen.

Tatsächlich beobachten die Statis­
tiker zwar seit geraumer Zeit sinken­

de Preise in Europa – allerdings muss 
man schon genau hinschauen, wo 
(Grafik):

•	 Die Verbraucherpreise – das be­
kannteste Inflationsmaß – sind be­
reits seit November 2013 rückläufig. 
Die Teuerung betrug im August die­
ses Jahres nur noch 0,3 Prozent.

•	 Die Preise für Lebensmittel, Alko-
hol und Tabak – sie sind Bestandteil 
der allgemeinen Verbraucherpreise 
– haben im Juni 2014 sogar die Null­
linie durchbrochen und stehen seit­
dem im Minus.

•	 Die Energiepreise sind von allen 
Gütergruppen der allgemeinen Teu­
erungsrate am stärksten gefallen und 
liegen seit Oktober 2013 jeden Mo­
nat durchschnittlich 1 Prozent unter 
Vorjahresniveau.

Nimmt man allein diese drei In­
flationsraten in den Blick, muss sich 
die EZB in der Tat um die Preis­
stabilität sorgen, denn die besteht 

konventionsgemäß dann, wenn die 
Teuerung unter, aber nahe 2 Prozent 
liegt – und alle drei Indizes liegen 
derzeit deutlich niedriger.

Dafür gibt es allerdings handfeste 
Gründe. Die stark fallenden – und 
schwankenden – Energiepreise sind 
das Ergebnis einer weltweit ausge­
weiteten Energieproduktion bei 
gleichzeitig reduzierter Nachfrage, 
sodass hohe Überkapazitäten die 
Preise drücken. 

Auch die Lebensmittelpreise un­
terliegen großen Schwankungen. Die 
guten Wetterbedingungen ließen die 
Preise in diesem Jahr besonders stark 
sinken. Auch der selbst auferlegte 
russische Importstopp von Lebens­
mitteln dürfte zu fallenden Preisen 
beigetragen haben.

Rechnet man diese Volatilitäten 
aus der allgemeinen Inflationsrate 
heraus, bleibt die sogenannte Kern­
inflation:

Die Kerninflation betrug im Au-
gust dieses Jahres 0,9 Prozent und 
war damit immerhin dreimal so hoch 
wie die allgemeine Inflationsrate in 
der Eurozone.

An dieser Elle gemessen sind die 
Deflationssorgen also unbegründet. 
Gegen einen langfristigen und groß­
flächigen Preisverfall sprechen auch 
die langfristigen Inflationserwar­
tungen: Sie sind nach einem zwi­
schenzeitlichen Absacken wieder auf 
1,9 Prozent gestiegen und somit dem 
Inflationsziel der europäischen Wäh­
rungshüter von knapp 2 Prozent sehr 
nah. Solange die Inflationserwar­
tungen fest verankert bei 2 Prozent 
liegen, ist es unwahrscheinlich, dass 
die Marktteilnehmer Konsumver­
zicht üben.
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Quelle: Eurostat

Die Preisentwicklungen in der Eurozone
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Kerninflation (Verbraucherpreise ohne Preise
für Lebensmittel, Alkohol und Tabak sowie Energie)

Verbraucherpreise insgesamt

Preise für Lebensmittel, Alkohol und Tabak

Energiepreise
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Die geschrumpfte Nation

Bulgarien. Am 5. Oktober wählen die 
Bulgaren ein neues Parlament – nur 
anderthalb Jahre nach dem letzten 
Urnengang. Die künftige Regierung 
muss ein Land führen, das zwar wirt-
schaftlich langsam vorankommt, aber 
nach wie vor das Wohlstands-Schluss-
licht der EU ist.

Gegen die im August zurückge-
tretene Minderheitsregierung von 
Premier Plamen Orescharski hatte 
es in Sofia heftige Proteste gegeben 
– unter anderem, weil die Regierung 
einen umstrittenen Medien-Oligar-
chen zum obersten Geheimdienst-
chef ernannte.

Verglichen mit den politischen 
Querelen ist die wirtschaftliche Lage 
Bulgariens auf den ersten Blick gar 
nicht so schlecht. Abgesehen von 
einem Einbruch im globalen Krisen-
jahr 2009 ist das bulgarische Brutto-
inlandsprodukt (BIP) seit Ende der 
1990er Jahre stetig und oft um mehr 
als 5 Prozent gewachsen. Auch 2013 
ging es aufwärts (Grafik):

Das preisbereinigte BIP legte im 
vergangenen Jahr immerhin um 
knapp 1 Prozent zu.

Positiv ist auch, dass Bulgarien 
nach einem vorübergehenden Ex-
portdefizit von mehr als 25 Prozent 
des BIP inzwischen wieder einen 
Außenhandelsüberschuss erwirt-
schaftet. Dies dürfte dazu beigetra-
gen haben, dass die Arbeitslosen-
quote von zuletzt 13 Prozent auf 
aktuell 11,5 Prozent gesunken ist.

Als Produktionsstandort kann 
das Land nicht zuletzt mit niedrigen 
Kosten punkten:

Die gesamtwirtschaftlichen Ar-
beitskosten je Stunde lagen in Bulga-

rien 2013 bei rund 3,70 Euro – im 
Durchschnitt der EU-Länder waren 
sie mehr als sechs Mal so hoch.

Zudem ist die Steuerbelastung für 
die Unternehmen niedrig – der Kör-
perschaftssteuersatz beträgt pau-
schal 10 Prozent. Dass Bulgarien 
Zugang zum europäischen Binnen-
markt bietet, macht den Standort für 
internationale Investoren zusätzlich 
attraktiv. Viele Automobilzulieferer 
aus dem asiatischen Raum beispiels-
weise produzieren bereits in Bulga-
rien für ihre Kunden in der EU.

Dank des wirtschaftlichen Auf-
wärtstrends hat sich das kaufkraft-
bereinigte Pro-Kopf-Einkommen 
seit dem Jahr 2000 auf 14.500 Dollar 
verdoppelt. Doch von echtem Wohl-
stand ist Bulgarien weit entfernt – 
nach wie vor hat das Land das EU-
weit niedrigste BIP je Einwohner.

Ein großes Problem ist die Infra-
struktur – die Verkehrsnetze und das 
Gesundheitssystem sind mangelhaft. 
Zudem grassiert die Korruption – 
auf dem Korruptionswahrnehmungs
index von Transparency Internatio-
nal liegt Bulgarien lediglich auf Platz 
77 von 177 Ländern.

Die schlechte Lebensqualität ver-
anlasst vor allem junge und gut aus-
gebildete Bulgaren, ihrer Heimat den 
Rücken zu kehren:

Seit 1990 ist die Bevölkerung um 
17 Prozent geschrumpft – laut Welt-
bank war der Rückgang in keinem 
anderen Land so dramatisch.

Da verwundert es nicht, dass die 
Freizügigkeit, die bulgarische Ar-
beitnehmer innerhalb der EU seit 
diesem Jahr genießen, sich bislang 
kaum ausgewirkt hat: Wer gehen 
konnte, hat dies schon lange getan.
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Bevölkerung, BIP je Einwohner, Haushaltssaldo (Bulgarien) und Schuldenstand (Bulgarien): Schätzung 
des IWF; Leistungsbilanzsaldo: Saldo unter anderem aus dem grenzüberschreitenden Waren- und 
Dienstleistungshandel sowie den privaten und staatlichen Übertragungen
Quellen: Eurostat, Internationaler Währungsfonds (IWF), Statistisches Bundesamt

Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP)
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Bevölkerung
in Millionen

2013 Zum Vergleich: Deutschland

BIP je Einwohner
in Dollar (kaufkraftbereinigt)

Verbraucherpreise
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Leistungsbilanzsaldo
in Prozent des BIP

Schuldenstand
in Prozent des BIP

Bulgarien in Zahlen

BIP
in Milliarden Euro

Haushaltssaldo
in Prozent des BIP

Arbeitslosenquote
in Prozent

7,2
80,8

0,4
1,6

0,9
0,1

40
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40.007
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5,3
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Standortfaktor Schiller

Kultur. Um qualifizierte Mitarbeiter zu 
gewinnen, müssen Unternehmen nicht 
nur gute Konditionen wie ein ordent-
liches Gehalt bieten. Hilfreich ist es 
auch, wenn der Firmenstandort mit 
einem attraktiven kulturellen Angebot 
aufwartet. Eine Umfrage zeigt, welche 
Städte hier punkten können.

Ob ihnen das Kulturprogramm an 
ihrem Unternehmensstandort zu-
sagt, wollte die Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln Consult von 
5.500 hohen Führungskräften aus 
den 110 kreisfreien deutschen Städ-
ten wissen. In einer ostdeutschen 
Stadt waren sich alle einig (Grafik):

Mit dem kulturellen Angebot im 
thüringischen Weimar zeigten sich 
100 Prozent der dort befragten Un-
ternehmen zufrieden.

Mit jeweils 98 Prozent Zustim-
mung teilen sich München, Ham-
burg, Dresden und Erfurt Platz zwei.

Auffällig ist, dass die zehn am 
besten bewerteten Städte sehr unter-

schiedlich sind – das Spektrum reicht 
vom beschaulichen Baden-Baden 
(Platz zehn) bis zur Weltstadt Ham-
burg. Offenbar bestimmen ganz ver-
schiedene Aspekte die kulturelle 
Attraktivität. Drei Beispiele:

•	 Große Geschichte. Weimar wird 
vor allem von den Persönlichkeiten 
geprägt, die hier gelebt und gearbei-
tet haben. Kulturfreunde begeistern 
sich zum Beispiel für das Goethe- 
und Schiller-Denkmal vor dem 
Deutschen Nationaltheater, an dem 
Liszt, Wagner und Richard Strauss 
wirkten. Außerdem können sie die 
Herzogin Anna Amalia Bibliothek 
oder die vom Bauhaus geprägte 
Kunstgewerbeschule bestaunen.

•	 Breite Palette. Es liegt nahe, dass 
die kulturelle Vielfalt in den Metro-
polen am größten ist. München bei-
spielsweise bietet seinen Bewohnern 
und Gästen unter anderem mehr als 
50 Bühnen, darunter auch viele pri-
vate Theater – mit Aufführungen von 
klassischer Oper bis hin zu avantgar-
distischen Stücken.

•	 Kreative Konzepte. Das sechst-
platzierte Oldenburg stemmt mit 
lediglich 160.000 Einwohnern ein 
erstaunliches Angebot. Zum Staats-
theater, zu den vielen Museen und 
historischen Bauwerken kommen 
Veranstaltungen wie das Musikfesti-
val „Oldenburger Promenade“ oder 
der Oldenburger Kultursommer hin-

zu. Alle zwei Jahre bietet die Reihe 
„Begegnungen“ zudem Einblicke in 
die Kultur anderer Länder – 2014 
steht die Türkei im Fokus.

Dass die Stadt all dies auf die 
Beine stellen kann, verdankt sie un-
ter anderem ihrer wirtschaftlichen 
Dynamik (vgl. iwd 50/2013) und 
dem Einfluss der Universität.
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Befragung von 5.500 Unternehmen
in 110 kreisfreien Städten von
Dezember 2013 bis Januar 2014
Quelle: IW Consult

Das Kultur-Ranking
der Unternehmen
So viel Prozent der befragten obersten 
Führungskräfte von Unternehmen sind 
mit dem kulturellen Angebot an ihren 
jeweiligen Standorten zufrieden

Rang

Weimar 1001

München 982

Dresden 982

Erfurt 982

Hamburg 982

Flensburg 48106

Emden 46107

Neumünster 46108

Kaufbeuren 44109

Rostock 35110


